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- ENTWURF - 
Satzung der Gemeinde Neutrebbin über den 

Bebauungsplan "Biomethananlage Wuschewier"

Gemeinde Neutrebbin

Allplan 2023 / 2022-247

August 2023

Präambel 
 
Aufgrund des §§ 10 und 12 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 
(BGBl. 2023 I Nr.6) in Verbindung mit der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. November 2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]) zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.02. 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 5]) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 
...................... folgende Satzung über den Bebauungsplan "Biomethananlage Wuschewier",bestehend 
aus der Planzeichnung-Teil A und dem Text-Teil B erlassen: 

5 Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschäden 
 (§ 9 Absatz 1 Nr. 16 BauGB) 
 
5.1 Die Oberkante des Fertigfußbodens der Gebäude im Baufeld sind in einer Höhe entsprechend 

dem Bemessungshochwasser anzulegen. 
 
5.2 Die Standsicherheit der baulichen Anlagen im Baufeld (auch Nebenanlagen) ist gegenüber dem 

Bemessungshochwasser zu gewährleisten. Der Nachweis ist zu erbringen. 
 
5.3 Bei der Errichtung elektrotechnischer Anlagen sowie der etwaigen Lagerung wassergefährden-

der Stoffe im Baufeld ist der Bemessungshochwasserstand zwingend zu berücksichtigen. 
 
5.4 Eine Überflutungsgefährdung für die baulichen Anlagen im Baufeld ist mittels geeigneter bauli-

cher Maßnahmen (z.B. Geländeerhöhung, Verschlusseinrichtungen in Gebäudeöffnungen und 
wasserdichtes Mauerwerk) ist auszuschließen. 

 
5.5 Eine Unterkellerung der baulichen Anlagen im Baufeld ist unzulässig. 
 
 
6 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 

Natur und Landschaft (9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB) 
 

6.1 Strauchpflanzung 
Die für Strauchpflanzungen vorgesehene Fläche ist vollständig mit einheimischen und standortge-
rechten Sträuchern der Gehölzliste derart zu bepflanzen, dass je 1,5m² ein Strauch mit einer Min-
desthöhe von 60 -100 cm gesetzt wird. 
 
Gehölzliste  (gemäß: Verwendung gebietseigener Gehölze bei der Pflanzung in der freien Natur vom 02.12.2019): 
Strauchpflanzung 
Es wird ein Herkunftsnachweis aus regionaler Anzucht empfohlen. 
 
Sträucher 
Acer campestre   Feld-Ahorn 
Berberis vulgaris  Gemeine Berberitze 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
Corylus avellana  Strauchhasel 
Crataegus laevigata  Zweigriffliger Weißdorn 
Crataegus monogyna  Eingriffliger Weißdorn 
Crataegus -Hybriden  Weißdorn 
Cytisus scoparius  Besen-Ginster  
Euonymus europaea  Europäisch es Pfaffenhütchen 
Frangula alnus   Gemeiner Faulbaum 
Prunus spinosa   Schlehe 
Rhamnus cathartica  Purgier -Kreuzdorn 
Rosa spec.   Wildrosen in Sorten 
Salix spec.   Weiden-Arten 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Virburnum opulus  Gemeiner Schneeball 

 
 
7 Maßnahmen zur Verminderung/Vermeidung von Eingriffsfolgen für die Fauna  
 (§ 11 Abs. 3 BNatSchG i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und § 9 Abs. 4 BauGB)  
  
7.1 Vermeidungs - und Minderungsmaßnahmen 
 
VM 1 Zur Minderung der Eingriffe wird gemäß § 19 BauNVO eine Begrenzung der überbaubaren 

Fläche mittels der Festsetzung eines GRZ-Wertes festgelegt. Die verbleibenden Grundstücks-
freiflächen sind als Vegetationsflächen anzulegen. 

 
VM 2 Zur Vermeidung der Beeinträchtigungen der nicht durch den Baukörper oder Erschließung-/ 

Stellplatzflächen in Anspruch genommenen Flächen innerhalb des Geltungsbereiches (ca. 
2.658 m2), sind diese gärtnerisch so anzulegen und zu pflegen, dass sich die Bodenfunktionen 
wieder herstellen und regenerieren kann. Auf diesen Flächen wird sich eine ungestörte Boden-
entwicklung vollziehen können, so dass zukünftig eine hohe Bedeutung für das Schutzgut Bo-
den erreicht wird. 

VM 3 Zur Durchführung der Baumaßnahme abgetragener Boden ist wieder entsprechend seines 
natürlichen Schichtungsgefüges einzubauen. Das Vermischen von Ober- und Unterboden ist zu 
vermeiden. 

 
VM 4 Überschüssiger Boden ist auf seine Eignung auf Wiederverwendbarkeit zu prüfen. Bei der Not-

wendigkeit der Errichtung von Oberbodenmieten ist eine geordnete und fachgerechte Lagerung 
abseits vom Baubetrieb zu sichern. 

 
VM 5 Als Baustellenlagerflächen sind nur die Flächen zu nutzen, die aufgrund ihrer derzeitigen oder 

vorhergehenden Nutzung vor allem hinsichtlich der Boden- und Biotopfunktion Vorbelastungen 
aufweisen. Dabei ist auf einen flächensparenden Umgang zu achten. 

 
VM 6 Während der Bauphase ist ein sorgsamer Umgang mit potentiellen Schadstoffen (z. B. Öle, 

Kraftstoffe) zu gewährleisten, um zusätzliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes zu ver-
meiden.  

 
VM 7 Das anfallende Niederschlagswassers der Dachflächen wird über die flächige Versickerung 

direkt dem  Grundwasser zugeführt wird. 
 
VM 8 Im direktem Baustellenbereich sowie auf den Lagerflächen besteht die Gefahr der Versickerung 

von schädlichen Stoffen (z.B. Öl, Benzin usw.). Um eine Verschmutzungsgefahr für das 
Grundwasser auszuschließen, sind entsprechende Schutzmaßnahmen gegen Verunreinigun-
gen des Bodens und des Grundwassers nach dem Stand der Technik zu treffen. 

 

9. Der katastermäßige Bestand am ........................... wird als richtig dargestellt 
bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der 
Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechtsve rbindliche Flurkarte im 
Maßstab  1: ........... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden. 

 
 

Strausberg, den ...........................      ……..………. 
Katasteramt 

 
 
10. Der Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan "Biomethananlage Wuschewier" 

der Gemeinde Neutre bbin, der Plan und die Begründung sowie die Stelle, bei der der 
Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann 
und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am ........................... im "Amtsblatt 
für das Amt Barnim-Oderbruch, Nr.: ......." und im Internet unter www.barnim-
oderbruch.de ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen 
(§§214 und 215 BauGB) sowie weiter auf die Fälligkeit und Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 5 
der Brandenburgischen Kommunalverfassung hingewiesen worden. 
 
Die Satzung ist mit Ablauf des ….................... in Kraft getreten. 
 
 
Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 

der Amtsdirektor 
 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes "Biomethananlage Wuschewier" der Gemeinde 
Neutrebbin , die Begründung, die Umweltinformationen sowie wesentliche bereits 
vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen wurden durch die 
Gemeindevertretung am ............... gebilligt und haben gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in 
der Zeit vom ............. bis einschließlich .............. im Amt Barnim-Oderbruch, 
Freienwalder Straße 48, 16258 Wriezen öffentlich für jedermann ausgelegen und im 
Internet unter www.barnim-oderbruch.de zur Verfügung gestanden. 
 
Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der 
Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden 
können, durch Veröffentlichung ortsüblich bekannt gemacht worden. 

 
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
6. Die von der Planung berührten Behörden und Träger sonstiger öffentlicher Belange 

wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom .................. zur Abgabe einer 
Stellungnahme zur Planung aufgefordert. 

 
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
7. Die Gemeindevertretung hat am .................. die Abwägung der fristgerecht 

vorgebrachten Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie die Stellungnahmen der 
Behörden und Träger öffentlicher Belange geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. 

  
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
8. Die Gemeindevertretung hat am ...................... den Bebauungsplan 

"Biomethananlage Wuschewier" der Gemeinde Neutrebbin , bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) als Satzung gemäß 
§ 10 BauGB beschlossen. Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss 
vom gleichen Datum gebilligt. 

 
Der Bebauungsplan "Biomethananlage Wuschewier" als Satzung, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie der Begründung wird hiermit 
ausgefertigt. 
 
 
Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 

der Amtsdirektor 

TEXT (TEIL B) 
(textliche Festsetzungen) 
 
 
I Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.1 Das Sonstige Sondergebiet Biomethananlage - SO BMA dient der Erweiterung der bestehenden 

Biogasanlage und dem Betrieb einer Biomethananlage und der damit verbundenen Erzeugung 
sowie Speicherung von Biomethangas. 

 
1.2 Im Bereich des Sonstigen Sondergebietes Biomethananlage - SO BMA sind Gebäude und An-

lagen zulässig, die der Nutzung von Biomasse aus nachwachsenden Rohstoffen sowie Neben-
produkten pflanzlicher und tierischer Herkunft aus der Landwirtschaft zur Biomethangewinnung 
dienen sowie die hierfür erforderlichen Nebenanlagen. Weiterhin zulässig sind Erdwälle oder 
Stützmauern mit einer Höhe von maximal 1,80 m. 

 
 
2 Maß der baulichen Nutzung  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO) 
 
2.1 Es wird eine GRZ von 0,8 für Sonstige Sondergebiete gem. Tabelle in § 17 Abs. 1 BauNVO 

festgesetzt. 
 
2.2 Die Überschreitung der Grundflächenzahl gem. § 19 Abs. 4 BauNVO ist nicht zulässig. 
 
 
3 Höhe baulicher Anlagen  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 18 BauNVO) 
 
3.1 Unterer Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen im Sonstigen Sondergebiet Biomethanan-

lage – SO BMA ist die Geländehöhe. 
 
3.2 Im SO BMA wird die maximal zulässige Höhe der für den Betrieb der Biomethananlage not-

wendigen Gebäude und baulichen Anlagen auf 24,00m über Geländehöhe festgesetzt. 
 
3.3 Als Oberkante der Gebäude wird deren höchster Punkt der Dachaußenfläche bestimmt. Für 

alle anderen baulichen Anlagen gilt dies für deren höchsten Punkt. 
 
 
4 Bauweise und Baugrenzen/ Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücks-

flächen 
 (§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 
4.1 Die Biomethananlage sowie deren erforderliche Gebäude und Nebenanlagen sind nur inner-

halb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. Die Erd-
wälle oder Stützmauern bis zu einer maximalen Höhe von 1,80 m sind auch außerhalb der 
Baugrenzen zulässig. 

 
4.2 Es ist eine abweichende Bauweise (a) festgesetzt. Zulässig sind analog zur offenen Bauweise 

Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand. Abweichend von der offenen Bauweise sind Ge-
bäudelängen bis maximal 60,00 m zulässig. 

 

Rechtsgrundlagen  
 
- Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr.6);  
 
- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Januar 
2023 (BGBI. 2023 l Nr.6);  

 
- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes 

(Planzeichenverordnung 1990 – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802);  

 
- Landesplanungsgesetz und Vorschaltgesetz zum Landesentwicklungsprogramm für das Land 

Brandenburg (Brandenburgisches Landesplanungsgesetz - BbgLPlG) vom 12. Dezember 2002 
(GVBl.I/03, [Nr. 01], S.9); 

 
- Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007 (GVBI. IS. 235); 
 
- Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. Il, Nr. 

35); 
 
- Brandenburgische Bauordnung (BbgBO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November 

2018 (GVBl.I/18, [Nr. 39]) zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Februar 2021 (GVBl.I/21, [Nr. 5]); 
 
- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 

2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I 
S. 2240);  

- Gesetz über den Naturschutz und die Landschaftspflege im Land Brandenburg (Brandenburgisches 
Naturschutzgesetz - BbgNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004, (GVBl.I/04, [Nr. 
16], S.350), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2010 (GVBI. I/10, [Nr. 28]); 

 
- Brandenburgisches Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (BbgUVPG) vom 10. Juli 2002, 

(GVBl.I/02, [Nr. 07], S.62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 
(GVBl.I/18, [Nr. 37]); 

 
- Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007(GVBl. I/07, 

[Nr.19], I S. 286), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBl. I/22, [Nr. 18], 
S.6); 

 
- Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 

S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 04. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr.5);  
 
- Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 2012, 

(GVBl. I/12, [Nr. 20]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017 (GVBl. I/17, 
[Nr. 28]); 

 
- Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-G esetz - EEG) in der 

Neufassung vom 21. Juli 2014, Art. 1 G (BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 6 G vom 4. Januar 
2023; (BGBl. 2023 I Nr. 6). 

 
- Hauptsatzung der Gemeinde Neutrebbin 

VM 9 Um Lärm- und Schadstoffemissionen zu minimieren, werden Baumaschinen nach dem aktuells-
ten Stand der Technik eingesetzt und genutzt. 

 
VM 10 Nach Beendigung der Baumaßnahmen werden die ehemaligen Baustellenflächen renaturiert 

und begrünt, so dass diese Flächen als klimawirksame Freiflächen wieder zur Verfügung ste-
hen. 

 
VM 11 Die Grundstücksfreiflächen innerhalb des Geltungsbereiches (2.658 m2) sind als Vegetations-

flächen  anzulegen und als insektenfreundliche Wiese extensiv zu pflegen und zu erhalten. 
Gleichzeitig wird hiermit der Gebietsdurchgrünung mit allen positiven Auswirkungen auf den Bi-
otop- und Artenschutz und auf das Orts- und Landschaftsbild Rechnung getragen. Die Flächen 
können dadurch eine mittlere bis hohe Bedeutung für den Biotop- und Artenschutz erhalten. 

 
VM 12 Um den potenziell vorkommenden Kleinsäugerarten eine Abwanderung vor Beginn der intensi-

ven Tiefbauarbeiten zu ermöglichen, wird durch vorherige Mahd der Flächen ein Abwandern 
der Arten initiiert und ein Töten einzelner Individuen vermieden. 

 
VM 13 Da auch ein Vorkommen der Weinbergschnecke nicht ausgeschlossen werden kann, werden 

im Eingriffsgebiet Individuen dieser Art vor Beginn der Bautätigkeiten abgesammelt und in an-
grenzende und geeignete Habitate umgesetzt. 

 
VM 14 Mit der Beschränkung des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung durch Festlegungen der 

überbaubaren Grundstücksflächen und der Gebäudehöhen wird eine unkontrollierte Höhenent-
wicklung der baulichen Anlagen unterbinden. 

 
7.2 Schutzmaßnahmen 
 
Im direktem Baustellenbereich sowie auf den Lagerflächen besteht die Gefahr der Versickerung von 
schädlichen Stoffen (z.B. Öl, Benzin usw.). Um eine Verschmutzungsgefahr für das Grundwasser aus-
zuschließen, sind entsprechende Schutzmaßnahmen gegen Verunreinigungen des Bodens und des 
Grundwassers nach dem aktuellen Stand der Technik zu treffen. 
 
 
II. Hinweise 
 
1. Bodendenkmalpflege 

 
Denkmale befinden sich nicht im Plangeltungsbereich.  
 
Sollten im Rahmen von Erdeingriffen Bodenfunde gemäß des Brandenburgischen Denkmal-
schutzgesetzes – BdgDschG – gemacht werden, sind diese der unteren Denkmalschutzbehör-
de des Landkreises Märkisch-Oderland unverzüglich anzuzeigen. 
 

2. Kampfmittelbelastetes Gebiet 
 

 Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Biomethananlage Wuschewier“ der 
 Gemeinde Neutrebbin befindet sich in einem mit Kampfmitteln belastetem Gebiet. 
 
 Eine Überprüfung der Kampfmittelbelastung wird vorgenommen. 

 
3. Hochwassergefährdetes Gebiet 
 

Die Flächen des Bebauungsplans „Biomethananlage Wuschewier“ der Gemeinde Neutrebbin 
befinden sich in einem Hochwasserrisikogebiet entsprechend § 73 Abs. 1 Satz 1 WHG. 
 
Des Weiteren ist § 78c WHG zum Errichten und Gebrauch von Heizölverbraucheranlagen in 
Überschwemmungsgebieten und in weiteren Risikogebieten zu beachten. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes berührt keine Wasserschutz- und keine festgesetz-
ten Überschwemmungsgebiete. Das Plangebiet befindet sich jedoch vollständig in einem Hoch-
wasserrisikogebiet gemäß § 78 b WHG, hier im Hochwasserrisikogebiet HQ 200 (Hochwasser 
mit niedriger Wahrscheinlichkeit; voraussichtliches Wiederkehrinterwall mindestens alle 200 
Jahre oder bei Extremereignissen). 
 
Es handelt sich um ein Risikogebiet außerhalb eines Überschwemmungsgebietes. Für dieses 
Risikogebiet gilt gemäß § 78 b Absatz 1 WHG folgendes: 
 
1. Bei der Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich sowie bei der Aufstellung, Än-

derung oder Ergänzung von Bauleitplänen für nach § 30 Abs. 1 und 2 oder nach § 34 
BauGB zu beurteilende Gebiete sind insbesondere der Schutz von Leben und Gesund-
heit sowie die Vermeidung erheblicher Sachschäden in der Abwägung nach § 1 Absatz 
7 BauGB zu berücksichtigen; dies gilt für Satzungen nach § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 
BauGB entsprechend; 

 
2. Außerhalb der von Nummer 1 erfassten Gebiete sollen bauliche Anlagen nur einer dem 

jeweiligen Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik errichtet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bau-
weise nach Art und Funktion der Anlage technisch möglich ist; bei den Anforderungen 
an die Bauweise sollen auch die Lage des betroffenen Grundstücks und die Höhe des 
mög lichen Schadens angemessen berücksichtigt werden.  

 
Die Anforderungen des § 78 B Absatz 1 WHG sind zu berücksichtigen. 

Verfahrensvermerke 
 
1. Die Gemeindevertretung Neutrebbin  hat am 30.09.2021 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die 

Aufstellung des Bebauungsplanes "Biomethananlage Wuschewier" beschlossen. 
 

Der Aufstellungsbeschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht. 
 
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
2. Die für Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 2 Abs. 1 des 

Brandenburgischen Landesplanungsgesetzes beteiligt worden. 
 
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde am 

02.05.2022 im "Amtsblatt Nr. 5 für das Amt Barnim-Oderbruch" und im Internet 
www.barnim-oderbruch.de ortsüblich bekannt gemacht. 

 
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgte durch öffentliche Auslegung in 
der Zeit vom 13.05.2022 bis 17.06.2022. 

 
 

Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 
der Amtsdirektor 

 
 
4. Die Abstimmung mit den benachbarten Gemeinden wurde am ....................... gemäß 

§ 2 Abs. 2 BauGB eingeleitet. 
 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind am .................... gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert worden. 
 
 
Wriezen, den ........................... -Siegel-     …….…………. 

der Amtsdirektor 

utes
Textfeld
Öffentlichkeitsbeteiligung vom 08.01.2024 bis 16.02.2024


